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Wettbewerb, Wirtschaft und Finanzen 
 
Beihilferecht: Berichte zu Leistungen der Daseinsversorge veröffentlicht 
 

Die EU-Kommission veröffentlichte am 7. September Berichte der EU-Mitgliedstaaten zur Anwendung der 
Beihilferegeln im Bereich der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) in den 
Jahren 2012 und 2013 (vgl. Brüssel Aktuell 1/2012). Es werden u. a. Informationen über die finanzielle 
Unterstützung von Krankenhäusern und sozialen Dienstleistungen erteilt… 
 
Bericht des Europäischen Rechnungshofs: Fehler bei der öffentlichen Auftragsvergabe 
 

Der Europäische Rechnungshof veröffentlichte am 15. September einen Sonderbericht mit dem Titel „Die 
Bemühungen um eine Lösung der Probleme im Bereich der öffentlichen Auftragsvergabe bei 
Kohäsionsausgaben der EU sollten verstärkt werden“. Darin machte er deutlich, dass den  
EU-Mitgliedstaaten in der Förderperiode 2007-2013 bei der Vergabe von Mitteln aus dem Europäischen 
Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE), dem Europäischen Sozialfonds (ESF) und dem für Deutschland 
nicht relevanten Kohäsionsfonds ernsthafte Fehler unterlaufen sind… 
 

Regionalpolitik, ländliche Entwicklung und Städte 
 
Grenzregionen: Konsultation zur Beseitigung von Hindernissen 
 

Bis zum 21. Dezember 2015 möchte die EU-Kommission über eine Konsultation u. a. von lokalen Behörden 
erfahren, welche Probleme trotz der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im Rahmen von INTERREG A 
z. B. beim Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen inkl. Gesundheitsversorgung, bei der Arbeitssuche oder 
bei der Überwindung kultureller und sprachlicher Unterschiede bestehen. Die Ergebnisse der Konsultation 
sollen in eine Studie einfließen, in deren Rahmen praktische Vorschläge für den Abbau der Hindernisse 
durch die EU-Institutionen und ihre Partner ausgearbeitet werden sollen… 

Soziales, Bildung und Kultur 
 
Migration I: Rat beschließt Umsiedlung von 120.000 Flüchtlingen 
 

Im Rahmen der außerordentlichen Tagung am 22. September in Brüssel einigten sich die Minister für Justiz 
und Inneres gegen die Stimmen von Ungarn, Tschechien, Rumänien und der Slowakei auf einen Beschluss 
des Rates zur Einführung von vorläufigen Maßnahmen im Bereich des internationalen Schutzes zugunsten 
von Italien und Griechenland. Es handelt sich dabei um die Umsiedlung von 120.000 Personen, die in Italien 
bzw. Griechenland – oder ggf. in weiteren Mitgliedstaaten, die einem massiven Zustrom von 
Drittstaatsangehörigen ausgesetzt sind – Anträge auf internationalen Schutz gestellt haben, in weniger 
betroffene Mitgliedstaaten. Ein auf Dauer angelegter Umsiedlungsmechanismus sowie die Einführung eines 
bestimmten finanziellen Beitrags im Falle einer vorübergehenden Entbindung von der 
Teilnahmeverpflichtung wurden noch nicht erreicht… 
 
 
 

http://ec.europa.eu/competition/state_aid/public_services/reports_2012_2014_en.html
http://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR15_10/SR_PROCUREMENT_DE.pdf
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/aa60bc4c-93f3-45b0-be65-c317bcf0ff59?draftid=c6f44447-0813-41fc-a214-e94717c286d1&surveylanguage=DE&serverEnv=
http://ec.europa.eu/regional_policy/de/policy/cooperation/european-territorial/cross-border/#4
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12098-2015-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12098-2015-INIT/de/pdf
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Migration II: Kommission und Europäischer Rat definieren unmittelbare Prioritäten 
 

Am 23. September legte die EU-Kommission eine Mitteilung mit dem Titel „Bewältigung der 
Flüchtlingskrise: sofortige operative, finanzielle und rechtliche Maßnahmen im Rahmen der Europäischen 
Migrationsagenda“ vor (siehe Anhang I zur Mitteilung). Darin identifizierte sie prioritäre Maßnahmen, die 
innerhalb der nächsten sechs Monate ergriffen werden sollen. Die Mitteilung diente als Grundlage für die 
informelle Tagung des Europäischen Rats am selben Tag… 
 
Migration III: Vertragsverletzungsverfahren gegen 19 Mitgliedstaaten eingeleitet 
 

Am 23. September nahm die EU-Kommission 40 Beschlüsse über die Einleitung bzw. Weiterführung von 
Vertragsverletzungsverfahren gegen 19 Mitgliedstaaten an, um die vollständige Einhaltung des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems durchzusetzen. So sendete sie auch an die Bundesrepublik 
Deutschland förmliche Aufforderungsschreiben… 
 
Entschließung des Parlaments bezüglich des Europäischen Jahres 2012 
 

Im Jahr 2012 war das Europäische Jahr (EJ 2012) des aktiven Alterns und der Solidarität zwischen den 
Generationen (vgl. Brüssel Aktuell 9/2012). Das Europäische Parlament hat am 9. September 2015 eine 
Entschließung zum Bericht über die Durchführung, Ergebnisse und Gesamtbewertung des EJ 2012 
veröffentlicht (siehe Brüssel Aktuell 34/2014). In dieser erkennt es den wichtigen politischen Impuls des EJ 
2012 an: Das Anstoßen europaweiter Diskussionen über die Herausforderungen des aktiven Alterns und 
der  Solidarität zwischen den Generationen… 
 

„Juvenes Translatores“: Anmeldung zum Übersetzungswettbewerb möglich 
 

Die EU-Kommission fordert Schulen aller EU-Mitgliedstaaten auf, sich für den jährlich stattfindenden 
Übersetzungswettbewerb „Juvenes Translatores“ bis zum 20. Oktober 2015 (12 Uhr) anzumelden (siehe 
zuletzt Brüssel Aktuell 5/2015). Aus den angemeldeten Schulen werden 96 deutsche Schulen gezogen… 
 

In eigener Sache 
 
Veranstaltung: „Zu Hause in Europa – Bewältigung kommunaler Herausforderungen“ 
 

Am 15. September lud die Bürogemeinschaft der Europabüros der bayerischen, baden-württembergischen 
und sächsischen Kommunen in Kooperation mit dem Europabüro des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes (DStGB) zu einer politischen Diskussion in die Vertretung des Landes Baden-Württemberg 
bei der EU ein. Im Fokus standen der starke Flüchtlingszustrom sowie weitere kommunale 
Herausforderungen im größeren Kontext der Daseinsvorsorge, für deren Bewältigung ein gutes 
Zusammenspiel zwischen der europäischen und der kommunalen Ebene erforderlich ist. Dass dieses 
Zusammenspiel im Zusammenhang mit den Bemühungen um eine „bessere Rechtsetzung“ noch weiter 
optimiert werden kann, wurde im Austausch zwischen den Vertretern der Kommunen, des Ausschusses der 
Regionen und der EU-Kommission deutlich… 
 

http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-we-do/policies/european-agenda-migration/proposal-implementation-package/docs/communication_on_managing_the_refugee_crisis_en.pdf
http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-we-do/policies/european-agenda-migration/proposal-implementation-package/docs/communication_on_managing_the_refugee_crisis_annex_1_en.pdf
http://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2015/09/23-statement-informal-meeting/
http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-is-new/eu-law-and-monitoring/infringements_by_policy_asylum_en.htm
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2015-0309+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE
http://ec.europa.eu/translatores/index_de.htm
http://ec.europa.eu/translation/contest/registration/registration_form.cfm?comlang=de

